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Breslau 


— 


Hauſe der Abgeordneten. Der Entwurf 


ergebenden 
29700000 Thl 
und daß zu der Beitreitung dieſer Ausgaben die Ueberſchüſſe des 


ſtimme ſowohl im 
Etat pro 1863 überein, welcher in der vorigen Seſſion dem Hauſe vorgelegt 


damit, 


Tit werden können; davon 


nu A; 
— N 


Biertelfähriger Ubonnementspreis in Breslau 2 Thlr., außerhalb intl. 
Inſertionsgebühr für den Raum einer 


Vorto 2 Thlr. 11½ Sgr. 
1 Finftpeltigen Zeile im Petitſchrift 1%, Sar 


Nr. 534. Miflag⸗ Ausgabe. 


Preußen 
Landtags- Verhandlungen. 

4. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten (13. Novbr.). 

Die Tribünen jtnd zahlreich beſetzt. Am Miniſtertiſche: v. Bodelſchingh, 
ſpäter Graf zu Eulenburg und Graf zur Lippe. 

Präſident Grabow eröffnet die Sitzung um 1 Uhr 10 Min. Nachdem 
em Präſident das Reſultat der Schriftführerwahlen mitgetheilt — es ſind 
die bereits genannten — erhält das Wort: 
Finanz⸗Miniſter v. Bodelſchwingh: In Folge allerhöchſter Ermäch⸗ 

ung reichte er einen Geſetz⸗Entwurf, betreffend die Feſtſtellung des 
Staatshaushalts⸗Etats und eines Nachtrags⸗Etats für das Jahr 1863. Es 
due: dies ſelbſtredend den Beſtimmungen der Verf.⸗Urk. gemäß zuerſt dem 


eſage, daß der Etat für 1863 in 

innahme auf 137,744,159 Thlr., in Ausgabe auf 139,844,159 Thlr. und 
zwar: 133,591,355 Thlr. an fortdauernden und 6,252,804 Thlr. an einmali⸗ 
gen oder außerordentlichen Ausgaben feſtgeſtellt werden ſoll. Dann beſage 


der Entwurf, daß die Mittel dt Deckung der Ausgaben, die aus den ſich 


eſtritten werden können, bis auf Höhe von 
, r. aus dem Staatsſchatze zu entnehmen; dann, daß der Nach⸗ 
ttags⸗Etat für 1863 in Ausgabe auf 5,275,386 Thlr. feſtgeſtellt 1 5 Hr 
ahre 
2 in gleicher Höhe zur Verfügung zu ſtellen ſein würden. Dieſer Etat 
anzen, wie in einzelnen Poſitionen ganz genau mit dem 


innahmen nicht 


worden ſei. i | 
Von einer Umarbeitung des Etats ſei abgeſehen worden, und die Aende⸗ 


kungen und Zuſätze, welche nöthig geworden ſeien im weiteren Verlaufe des 


ſahres, ſeien in einem Nachtragsetat zuſammengeſtellt aus dem Grunde, 
wenn es anders der Budgetcommiſſion belieben ſollte, die Arbeiten 
des vorigen Landtages zu benutzen, dann ein ſolches Vorhaben durch die 
wörtliche Uebereinſtimmung der jetzigen Vorlage mit der früheren erleichtert 
erden würde. Es würde dann auch der Commiſſion möglich fein, die Ars 
en des vorigen Landtages ſchon zu benutzen, und wenn dies geſchehen 
ſollte, es dadurch möglich werden würde, die Etatsberathung im Hauſe und 
die ae ſchneller herbeizuführen, wie im anderen Falle es möglich ge: 
weſen ſein würde. ? : 
Der Etat pro 1863 Schließe ab mit einem Deficit von 2,100,000 Thlr., 
Der wenn man den in Einnahme geſtellten Verwaltungs- ieberſchuß aus 
Jahre 1861 von 511,315 Thlr. unberückſichtigt laſſen ſollte, mit einem 
Defint von 2,611,315 Thlr. Es fei in dem Geſetzentwurf angenommen 
Dorden, daß dieſes Deſicit bis zur Höhe von 2,100,000 Thlr. aus dem 
fichatsſchat entnommen werden dürfe, indeſſen könne, ſoweit ſich die wirk⸗ 
iche Einnahme des laufenden Jahres ſchon jetzt überſehen laſſe, mit ziemli⸗ 
er Beſtimmtheit, oder größter Wahrſcheinlichkeit angenommen werden, daß 
es nicht nöthig ſein werde, zur Deckung des Deſicits auf den Staatsſchaß 
Aschen reifen, ſondern, daß die Mehreinnahmen gegen die Etats⸗Ausgaben⸗ 
— ſoiel Plus abgeben werden, um das Deficit daraus beſtreiten zu 


Nach dem Schluſſe des 3. Quartals ſtelle ſich heraus, daß die Anſätze 
der früheren BA für 1863 AR abel überſchritten worden 
ſeien, und daſſelbe werde, wenn nicht außerordentliche Vorfälle ſich ereigneten, 
auch hinſichtlich des 4. Quartals der Fall ſein. Von der Reſtverwaltun 
4 62 und retro ſtehe zudem eine disponible Summe von etwa 2,000,000 

baler zur Verfügung, theils Einnahme⸗Reſte, theils Ausgabe⸗Erſparniſſe. 
stel er Nachtrags⸗Etat ſei aus Nützlichkeitsrückſichten beſonders aufge⸗ 
one Beben, tn wo möglich die Etatsarbeiten zu erleichtern; die Budget: 
ion. 

Cr habe aber außerdem aufgejtellt werden müſſen, um nicht ſehr bedeutende 
Summen als Etats⸗Ueberſchreitungen erſcheinen zu laſſen, die jetzt 
ſchon überjehen werden könnten und die deshalb, wie die Regierung glaube, 
dem Landtage zu Übergeben ſein würden, damit er darüber in Berathung treten 
und 19 0007 könne. Derſelbe zerfalle in zwei Theile. Der erſte ſchließe 
mit 2,237,091 Thlr., davon fallen auf den Dispoſitionsfonds der Eiſenbahn⸗ 
derwaltung 1,819,317 Thlr., auf Grund eines früheren Abkommens, wonach 
der Eiſenbahnverwaltung bis Ende 1863 beſtimmte eigne Einnahmen zur 

erausgabung wieder überwieſen werden ſollen. 

Der zweite Theil (Ausgabe) betrage eine Summe von 3,830,295 Thlr., 

arınter 500,000 Thlr. für die Koſten der Gebäudeſteuerveranlagung, 
280,000 Thlr. Ehrenfold für die Inhaber des eiſernen Kreuzes, Erhohung 
der Invalidenpenſionen und Unterſtützung der Krieger aus den Jahren 1806, 
1807, 1812, 1813—15; 2,257,419 Thlr. für die Bedürfniſſe der Militärver- 
waltung; 131,000 Thir. Erhöhung der Invalidenpenſionen; 937,000 Thlr. 
bunch frühere Einſtellung der Rekruten; 138,000 Thlr. durch ſpätere Ent⸗ 
eh der Reſerven; 183,000 Thlr. zur Verſtärkung einzelner Seltungen; 
1 lr. für Verſicherung einiger Kriegs⸗Pulver⸗Magazine, 15,000 Thlr. 
Farevung der Feſtungsbauten zu Königsberg u. ſ. w. — Dieſe ganzen 
en im Betrage von etwas über acht Millionen Thalern finden in den 
eberſchüſſen des Jahres 1862 ihre Deckung. 6 * 
„Ferner — er den Etat für das Jahr 1864 ein, der in Einnahme 
mit 141,333,738 Tple, und in Ausgabe mit 143,833,738 Thlr. abſchließe, 
nämlich 137,194,638 Thlr. an fortlaufenden und 6,639,100 Thlr. an ein 
maligen und außerordentlichen Ausgaben‘ das Deficit bon 2,500,000 Thlr. 
folle aus den Ueberſchüſſen des Jahres 1862 gedeckt werden. Der Etat werde 
e Ueberzeugung gewähren, daß die Lage unſerer Finanzen ſich fortſchreitend 
ünſtiger geſtalte. Die bedeutende Steigerung der Einnahme habe es zu⸗ 
ſſig erſcheinen laſſen, nicht unerhebliche Einnahme⸗Erhöͤhungen in den Etat 
8 unehmen, ſtets unter Beobachtung der Rückſicht, daß dieſelben noch immer 
women en niedriger, als die zu präſumirenden wirklichen Einnahmen angeſetzt 
en ſind. 
Trotzdem wegen Ermäßigung der Elbzoͤlle, der Bergwerks-, Hafen: und 


5 ea nabetBabga en, ſowie des Wegfalls des Ortsbriefbeſtellgeldes an den 
e 


enden Einnahmepoſitionen um etwa 530,000 Thlr. gegen früher hätte 
nachgelaſſen ee müſſen, hätte die Einnahme doch um 2,767,074 Thlr. 
träfen auf die Domänenverwaltung 119,000 
lr, auf die Forſtverwaltung 251,000 Thlr., auf die direkten Steuern (eins 
ſchließlich der ijenbahnabgabe) 587,000 Thlr., auf die 50 Nair af de 
tun 12,000 Thlr., auf die Eiſenbahnverwaltung 1,202,000 Thlr., auf die 
Yu tizverwaltung 181,000 Thlr., auf einige kleinere Germaltungen uſammen 
521,000 Thlr. — Mindereinnahmen find beim Salzmonopol 15,000 Thlr. 
ei dem Gemwinnantheil an der Bank 35,000 Thlr., der allgemeinen Kaſſen⸗ 

erwaltung 28,000 Thlr., der Berg-, Hütten» und Salinenverwaltung 90,000 
cle bei einigen kleineren Verwaltungen 10,000 Thlr., zuſammen rund 
1 „000 Thlr., To daß von den Mehreinnahmen von im Ganzen 2,947,742 

ben. eine Nettomehreinnahme von 2,767,074 Thlen, bleibt. Davon jeien 
zunächſt zur N des Deficits von 1864 verwendet worden 111,315 Thlr., 
ar Reſt von 2,655,759 Thlr. ift auf die verſchiedenen Verwaltungen vertheilt 

15 zur Befriedigung nothwendiger Bedürfniſſe verwendet worden, und zwar 
ih die Verwaltung der öffentlichen Schuld 385,000 Thlr. (wegen der bes 
Gloſenen Elſenbahnanleihe , für die dem Staatsminiſterium untergeordneten 
die ttalbehörden 73,000 Thlr. (Chrenfold der Inhaber des eiſernen Kreuzes, 
5 ben der General-Ordens⸗Commiſſion refiortiven), Minifterium des Aeußern 
der O. Thlr., Finanz⸗Miniſterium 363,000 Thlr. (224,000 Thlr. zweite Rate 

er Scheldezollablöfung), Handels⸗Miniſterium 337,000 Thlr. (größtentheils 
zu Verstärkung des al und zu Chauſſeebauten), Juſtiz⸗Miniſterium 

5.1000 Thlr. (zum Theil zur Verbeſſerung der Gehälter der Kreisrichter 
\ eiterfeit]), Miniſterium des Innern 4 hlr., Miniſterium der landwirth⸗ 
chaftlichen Angelegenbeiten 59,000 Thlr. (Meliorationen, Deichbauten), Mi⸗ 
niſterum der geiſtlichen Angelegenheiten 191,000 Thlr. (19,000 Thlr. Unis 
verſitäten, 10,000 Thlr. Gymnaſien, 30,000 Thlr. Seminarien, 8000 Th 

96000 fh 110,000 Thlr. ertraordinäre Ausgaben), Kriegs⸗Miniſterium 
8 6,000 Thlr. (darunter 333,000 Thlr. Minderbetrag der Erſparniſſe für 

ekleidungsgegenſtände, 100,000 Thlr. Erhöhung der Invaliden⸗Penſionen, 
11,000 Thlr. Feſtungsbauten und Beſchaffung neuer Geſchütze), Marine⸗ 
kiniſterium 57,000 Ehle. 9. . 

Der Finanzminiſter hebt darauf hervor, daß im Jahre 1865, wo zum 
keen e die Grund⸗ und Gebäudeſteuer zum Etat gebracht werden würde, 
mar etatmäßiges 29 Tee mehr erſcheinen werde; ein rechn ungs⸗ 

diges bei ch ſchon lange nicht mehr. (Bravo! der Conſervativen.) — 
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ne, wenn ſie wolle, die Arbeiten aus voriger Seſſion beugen. I fofort, 


U 


er 


Vierundvierzigſter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. 


Ferner bringt der Finanzminiſter einen Geſetzentwurf, betreffend 
die rechnungsmäßige Feſtſtellung der Einnahmen und Aus⸗ 
aben für 1862. Derſelbe ſtellt die Einnahme auf 139,002,032 Thlr., die 
Ausgabe auf 144,284,392 Thlr., nämlich 134,726,346 Thlr. an fortlaufenden 
und 9,518,048 Thlr. an einmaligen und außerordentlichen Ausgaben feſt und 
war um als Grundlage für die allgemeine Rechnung des Staatshaushalts 
ür das Jahr 1862 zu dienen. Das Deficit wird nicht nur nicht ſeine 
Deckung in den rechnungsmäßigen Ueberſchüſſen finden, ſondern es wird auch 
noch ein Plus zur Deckung des Deficits des Jahres 1864 übrig bleiben. Er 
beantrage, alle drei Entwürfe der demnächſt zu wählenden Budget⸗Commiſ⸗ 
ſion zu überweiſen. — 

Präſident Grabow erklärt, 1 demgemäß verfahren habe, und er⸗ 
theilt dem Miniſter des Innern das Wort. 5 3 

Der Minifter des Innern Graf zu Eulenburg legt dem Haufe bie 
Verordnung vom 1. Juni, betr. das Verbot von Mentee, und Zeitſchrif⸗ 
ten, zur nachträglichen Genehmigung vor. Die Regierung habe nicht die 
Abſicht gehabt, dieſe Verordnung dauernd einzuführen; der Grund des Er⸗ 
laſſes derſelben ſei namentlich die Erkenntniß der Mängel der gegenwärtigen 
Preßgeſetzgebung geweſen und habe dieſe Erkenntniß denn auch dazu geführt, 
Sr. Maj. dem Rönige einen Geſetzentwurf zur Genehmigung zu unterbreiten, 
der beſtimmt ſei, dieſen Mängeln abzuhelfen und die Verordnung vom 1. Jan. 
zu erſetzen. Nachdem der König die Genehmigung ertheilt, überreiche er auch 
dieſen dem Hauſe zur verfaſſungsmäßigen Beſchlußfaſſung. 

Präſident Grabow: 21 ſich hier um zwei verſchiedene Vorla⸗ 

en, über deren geſchäftliche Behandlung von Seiten des Herrn Miniſters 
eine beſonderen Vorschlage gemacht ſeien. Er werde daher ſeinerſeits dem 
Haufe Vorſchläge darüber machen. Was zunächſt die Verordnung vom 
1. Juni d. J. betreffe, jo ſchlage er dem Hauſe vor, über dieſelbe auf Grund 
des $ 17 der Geſchaftsordnung in eine Schlußberathung ohne be 
ſondere Vorberathung einzutreten, (Stürmiſches Bravo aus der libe⸗ 
ralen Fraction). Da ſich kein Widerſpruch anmelde, ſo ernenne er auf 
Grund deſſelben § 17 den Abg. Dr. Simſon zum Referenten und den Abg. 
Dr, Gneiſt zum Correferenten über die Vorlage. Da die betr. Vorlage noch 
heute zum Druck gelangen werde, ſo würde nach der Geſchäftsordnung die 
Verhandlung im Plenum am . öl een können und fordere er 
daher die Herren Referenten auf, in derſelben ihren Bericht zu erſtatten. 
Was ferner den übergebenen Geſetzentwurf wegen Abänderung des Preßge⸗ 
ſetzes betreffe, jo mache er den unmaßgeblichen Vorſchlag, denſelben der noch 
zu bildenden Juſtizcommiſſion zu überweiſen. 

Graf Schwerin: Er ſei mit der vom Präſidenten vorgeſchlagenen ge⸗ 
ſchäftlichen Behandlung der Verordnung vollſtändig einverſtanden, müſſe aber 
in Bezug auf den von dem Präſidenten gemachten Vorſchlag der geſchäft⸗ 
lichen Behandlung der Maß Wee bemerken, daß ihm derſelbe bedenklich 
ſcheine. Es ſei belannt, daß dieſelben bereits auch dem Herrenhauſe 
vorgelegt worden ſei und er halte es weder im Einklang mit der Verfaſſung 
noch mit der Geſchäftsordnung, daß beide Häuſer gleichzeitig in die Ber 
rathung von Geſetzentwürfen eintreten. Es könne die Inbetrachtnahme nur 
hoͤchſtens informationis causa geſchehen, wie dies auch in früheren Fällen 
der Fall geweſen. Er wünſchte, daß ſich der Miniſter des Innern darüber 
ausſpreche, ob er die Berathung des Geſetzentwurfes zuerſt im Herrenhauſe 
oder in dieſem Hauſe wünſche. 

Miniſter des Innern Graf zu Eulenburg: Der Grund, aus welchem 
die Regierung ſich veranlaßt gesehen habe, die Preßnovelle gleichzeitig beiden 
Häuſern zur We ee liege im F 11 derſelben, welcher dies 
Aufhören der Geltung der Verordn. vom 1. Juni d. J. durch die Inkraft⸗ 
tretung der Preßnovelle abhängig mache. (Lauter Ruf: hört! hört!) Er 
überlaſſe es indeſſen dem Hauſe, nach Belieben darüber zu entſcheiden, ob es 

oder nachdem der Geſetzentwurf aus dem Herrenhauſe herüber⸗ 
gekommen, denſelben in 175 ziehen wolle. 4 

Abg. Tweſtene Er trete der Anſicht des Abg. Grafen Schwerin vollſtän⸗ 
dig bei und ſchlage vor, daß das Haus erſt in die Berathung des Geſetzent⸗ 
wurfes eintrete, wenn derſelbe vom andern Haufe herüberkommen würde. — 
Der Präſident iſt derſelben Meinung und erklärt, daß er den Geſetzent⸗ 
wurf bis zu ſeiner Erledigung im Herrenhauſe zurücklegen, zur vorläufigen 
Information indeſſen denſelben drucken und an die Mitglieder vertheilen 
laſſen werde. — Damit iſt dieſer Gegenſtand erledigt: 

Auf der Tagesordnung ſtehen Wahlprüfungen. . 

Abg. Schiebler berichtet im Namen der I. Abtheilung: Gelegentlich 
der Wahlen im Wahlbezirk Preuß.⸗Eylau, Heiligenbeil rügt der dort gewählte 
Abg. Dr. Möller die willkührliche und bedenkliche Auseinanderreißung be- 
nachbarter Gemeinden; einzelne Ortſchaften hätten über ganze Feldmarken 
und andere Ortſchaften hure zum Wahlort wandern müſſen. — Aus einer 
Gemeinde ſei ſogar ein einzelner liberaler Urwähler herausgeriſſen und einer 
andern conſervativen Gemeinde zugelegt worden. (Hört! hört!) Der Wahl⸗ 
termin, der nach Arnsberg anberaumt geweſen, ſei über Nacht nach Hilgis, 
welches dem Grafen Kalnein gehört, verlegt und dort, nachdem die III. Ab⸗ 
theilung abgeſtimmt, die Urwähler mit einem Frühſtück traktirt worden. 
(Hört! Port! — Heiterkeit. 

Der Referent der II. Abtheilung, Abg. Stavenhagen, hebt At 
daß aus . der Provinz Poſen die Wahlakten noch nicht 
eingetroffen ſeien. — Abg. v. Lyskowski verlangt von der Regierung ſo⸗ 
fortige Einſendung gerade dieſer Akten, da ſich darunter die des fiebenten 
und achten poſener Wahlbezirks befänden, deren Vertreter zum au im 
Kerker ſchmachteten. — Graf Eulenburg bedauert, daß er davon bis jetzt 
keine Kenntniß erhalten habe; die Regierungen ſeien inſtruirt geweſen, ſämmt⸗ 
liche Wahlakten ſchleunigſt nach Berlin zu ſenden. 

Für die III. Abtheilung referirt Abg. Lette. Die vorgetragenen Wahlen 
werden ſämmtlich für giltig erklart. — Gelegentlich der Wahlen im erſten 
ſtettiner Wahlbezirk (Graf Schwerin, Müller, Michaelis) erhebt ſich eine län⸗ 
gere Debatte über die von einzelnen Behörden geübten Beeinfluſſungen. 
Veranlaſſung iſt die Verleſung des befannten Wableizculars des Landraths 
des demminer Kreiſes, v. Puttkammer, an die Schulzen und Gutspächter 
ſeines Kreiſes, und der darauf erfolgten Androhung don Amtsentſetzung ge⸗ 
gen den Schulzen Michaelis u. ſ. w. Ein ſolches Verfahren, führt Referent 
aus, zerrütte nicht blos die Autorität der öffentlichen Behörden, ſondern die 
Eriſtenz des Staates. (Hört! hört!) Die Sittlichkeit des Volkes werde in 
einer Weiſe untergraben, welche die ſchlimmſten Gefahren für die öffentliche 
Ordnung befürchten laſſe. (Hört! hört!) Die allerhöchſte Perſon des Nö» 
nigs, ja die Majeſtät des Königthums ſelbſt ſei in den Kreis der Parteium⸗ 
triebe hinabgezogen worden durch die verwerflichſten Mittel von der Welt. 
(Hört! hört!) Er hoffe, daß die Sealand Naß nach dieſen Verhandlungen 
nicht Anſtand nehmen werde, die geeigneten Maßregeln zu ergreifen, um ein 
jo, beriwerfliches, geſetzwidriges Verfahren zu. rectifiziven. (Lebhaftes Bravo.) 
525 der angeführten Aktenſtücke wird mit lautem „Hört! hört!“ 

egleitet. 

Miniſter des Innern Graf Eulenburg. Sobald das erſte Schreiben 
des Landrath v. Puttkammer zu ſeiner Kenntniß gelangt ſei, habe er ſo⸗ 
fort von der Regierung zu Stettin Bericht eingefordert. Er wolle darauf 
aufmerkſam machen, daß Niemand, kein mittelbarer und kein uns 
mittelbarer Beamter für ſeine Stimmabgabe verantwortlich 
zu machen, am allerwenigſten aber gegen dieſelben ein Straf⸗ 
verfahren einzuleiten fel. Die Staatsregierung ſtehe nicht 
auf dem Standpunkte des Landraths, ſie werde im Gegentheil, 
ollte dies Faktum ſich beſtätigen, die nöthige Remedur eintreten 

aſſen, und könne es nicht zugeben, daß ihr der Vorwurf gemacht werde, 
durch Anwendung rechtswidriger Mittel auf die Wahlen eingewirkt zu ha⸗ 
ben. 2 der Conſervativen). 3 } 

Referent Lette: Er müſſe mißverſtanden worden fein; er habe die 
Staatsregierung nicht für das Verfahren des Landraths v. P. verantwort⸗ 
lich machen wollen. . 5 

Präsident: Auch er habe den Referenten nicht anders verſtanden, als 
dieſer ſelbſt angebe. 1 L 

Abg. Graf Schwerin: Er bedauere perſönlich, daß der Landrath v. P. 
ſich zu einem ſolchen Erlaſſe gemüßigt geſehen habe; er kenne denſelben als 
einen ſehr geſcheidten, jungen Mann (Heiterkeit), ja derſelbe ſei auf ſeine 
Veranlaſſung ins Amt gekommen. Es werfe ein grelles Licht auf unſere 

e, wenn ein 0 Mann dazu getrieben werden könne, ein ſolches 
Schreiben zu Gun ervativen Partei zu A 5 
efe⸗ 


— 


ten der ſogenannten con) e ö 
(Sehr gut). Im Uebrigen ſei Hr. v. Puttkamer nicht, wie der Hr. 


Zei 


4 


edition: Ar. 20, Außerdem übernehmen alle Boft- 
Anſtalten Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 


einmal. an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Sonnabend, den 14. November 1863. 


rent zu glauben ſcheine, derjenige Landrath, der bei den Wahlen des Jahres 
1855 gegen ihn aufgetreten ſei, dies wäre der Landrath des anklamer Krei⸗ 
ſes, Hr. v. Oertzen, geweſen; dieſer habe ſich aber bei den letzten Wahlen, 
wie er aus perſönlicher Kenntniß verſichern könne, auch nicht die geringſte 
Spur einer Beeinfluſſung zu Schulden kommen laſſen. ar 
Abg. Dr. Waldeck: Jeder in feinem Wahlbezirke ſei mit Disciplinar⸗ 
Unterſuchung bedroht worden, wenn er für die liberale Partei ſtimmen 
würde. Dieſe Maßregel ſcheint eine allgemeine und entwerfe ein ſolches 
Licht von unſerer gegenwärtigen Lage, daß man zur Erläuterung ſolcher 
Dinge nichts hinzuzufügen brauche, und wenn es möglich wäre, daß der⸗ 
gleichen geſchähe, ohne daß der Miniſter des Innern davon Kenntniß hatte, 
während alle Zeitungen davon voll ſeien, ſo glaube er, dies ſei gar keine 
Entſchuldigung. (Bravo!) — Miniſter des Innern Graf Eulenburg: 
Er mochte miffen, ob der Vorredner, wenn er von der Regierung ſpreche, die 
Bezirksregierung oder die 1 verſtehe. — Abg. Dr. 
Waldeck: Er habe allerdings den Herrn Miniſter des Innern darunter 
verſtanden, weil er nicht glauben könne, daß in unſerm Lande Provinzial⸗ 
Regierungen ſo handeln dürfen, wenn ſie nicht wüßten, daß ſie ſich in vollem 
Einklange mit ihrem Chef befänden. (Bravo!) — Miniſter des Innern Graf 
Eulenburg: Der Vorredner befinde ſich vollſtändig im Irrthum. Allge⸗ 
meine Andeutungen von obenher würden in ſolchen Fällen ſehr oft einer 
Mißdeutung ausgeſetzt; das würden alle diejenigen Herren zugeben, welche 
jemals die Ehre gehabt hätten, Miniſter Sr. Maj. des Königs zu ſein. 
Abg. v. Vin cke (Olbendorf): Er wolle nicht unterſuchen, an wem die 
Schuld liege; aber das müfje er conftatiren, daß der thatſächliche Zuſtand, 
wie er bei den Wahlen ſtattgefunden habe, einen Zwang auf die Wahlen 
ausgeübt habe, wie er ſich mit der Sittlichkeit des Volkes nicht vertrage. 
Das ſei conſtatirt durch die Zeitungen und durch alle Abgeordnete in dieſem 
Haufe. Er bitte und beſchwöre die Regierung, von dieſem unglücklichen Wege 
abzugehen (Bravo !), der dem Könige und dem Vaterlande nur Schaden brin⸗ 
gen könne. (Stürmiſcher Zuruf.) § 86 des Strafgeſetzbuches verordne für 
denjenigen, der eine Wahlſtimme kaufe oder verkaufe, eine Gefängnißſtrafe 
von 2 Monaten bis 3 Jahren. (Hört!). Nun frage er, was ſchlimmer ſei, 
der gegenſeitige Nutzen don Privatleuten, oder der Zwang durch Bedrohung 
von mtsentfehung ſeitens der Behörde. Der Staat habe vor allen Dingen 
die Pflicht, alle Rechte zu wahren und zu ſchützen, und das heiligſte Recht 
ſei das Wahlrecht. (Bravo!). Es herrſche die größte Erbitterung über die 
Kränkung dieſes Rechtes; er bitte die Staatsregierung, von dieſem Syſtem 
abzugehen. Sollte noch eine Auflöfung des Hauſes ſtattfinden, jo könne Nies 
mand für die Zuſtände ſtehen, die darauf folgen würden. (Lebhafter Beifall.) 
Abg. Graf Schwerin: Er würde nicht mehr das Wort ergriffen haben, 
wenn der Miniſter des Innern ihn nicht geradezu durch ſeinen Hinweis auf 
das Beiſpiel der früheren Miniſter provocirt hätte. Er gebe dem Herrn 
Miniſter vollkommen zu, daß die Oberbehörden nicht für alle Ueberſchreitun⸗ 
gen verantwortlich gemacht werden konnen, aber dies beweiſe nur, daß die 
Oberbehörden in ihren amtlichen Erlaſſen mit der größten Vorſicht zu Werke 
gehen müßten. (Hört!) Er gebe zu bedenken, daß gerade der Miniſter des 
Innern mit ſeinem Wahlerlaß die allermeiſte Veranlaſſung gegeben habe zu 
den Ausſchreitungen der Unterbeamten. Als er Miniſter geweſen, habe er 


ſich 125 Geſetz gemacht, die Beamten von jedem directen Einfluß auf die 


Wah 
Beamten einer beſtimmten Partei dienſtbar machen wollte. 
Bravo!) Er wünſche ſehr, daß der Miniſter es nicht zu bereuen habe, die 
Beamten in zwei Theile getheilt zu haben, in ſolche, die dem Könige tre 
und in ſolche, die ihm nicht treu ſeien. (Bravo!) Er beklage lebhaft, da 
man namentlich die Landräthe als Organe beſtimmter politiſcher Parteien 
benutze; dadurch müſſe dies Inſtitut an Anſehen verlieren. Es ſei dies die 
Folge der politiſchen Inſtructionen, die ſie erhalten, und die er bei ihrem 
erſten Erſcheinen tief beklagt habe als ein Unglück für den preußiſchen Staat. 
(Lebhafter Beifall von allen Seiten des Hauſes.) 

Miniſter des Innern Graf Eulenburg: Er müſſe doch zu bedenken 
hen daß gegenwärtig im Lande ein tiefgehender Zwieſpalt berrſche zwi⸗ 
chen einem Theile der Bevölkerung und der Staatsregierung, in welchem 
letztere es für ihre Pflicht gehalten, ſich aller ihr untergebenen Perſonen zu 
verſichern. Er geſtehe es offen ein, daß in dieſer Beziehung ein großer Un⸗ 
terſchied zwiſchen ſeiner und der Auffaſſung des Grafen Schwerin beſtehe; 
er ſei der Meinung, daß, wie bei einem ſolchen Zwieſpalt ein Jeder ſeine 
Meinung nach Kräften geltend zu machen ſuche, um ſich nicht den 
der Theilnahmloſigkeit zuzuziehen, auch die Regierung nicht die Hände in den 
Schooß legen dürfe und ſich aller ihr zu Gebote ſtehenden Mittel bedienen 
müſſe, um ihrer Anſicht Geltung zu verſchaffen. Er acceptire daher keinen 
Vorwurf, der dahin gehe, daß die Regierung ſich ihres Einfluſſes auf die 
Beamten bedient habe. Es hätten in den letzten Jahren ſehr viele Beamte 
— er ſage nicht alle — ihre Stellung gegenüber der Staatsregierung ver⸗ 
kannt; die Regierung habe dieſe auf ihre Pflicht aufmerkſam machen müſſen, 
da ſonſt eine geregelte Beamtenſchaft nicht möglich ſei. Es mögen einzelne 
Unterbehörden zu weit Aare ſein; das Prinzip halte er indeß für rich⸗ 
tig, or 7 werde es aufrecht halten. (Bravo der Feudalen, Ziſchen von 
er Linken. 

Abg. Wachler: Er habe erſt bei Gelegenheit der Prüfung ſeiner Wahl 
das Wort ergreifen wollen; da aber der Gegenſtand einmal zur Sprache ge⸗ 
bracht, wolle er aus der Erfahrung in ſeinem, dem Wahlkreiſe Breslau⸗Neu⸗ 
markt darthun, daß nicht die Landräthe, ſondern höhere Beeinfluſſung dort 
ſich geltend gemacht habe. Zwei Landräthe, die Hrn. v. Reder und Knebel⸗Döberitz 
hätten dort, nicht als Parteimänner, ſondern als königliche Beamte ihren 
Einfluß auf die Wahlen aufgeboten. Er habe mehrere Exemplare einer amt⸗ 
lichen Verfügung in Händen; die zwei Tage vor der Wahl, mit der Bezeich⸗ 
nung „königliche Dienſtſache“, ſeitens des Landrath v. Knebel⸗Döberitz an 
ſogenannte öffentliche Beamte, nämlich die Gerichtsſcholzen ꝛc. erlaſſen wor⸗ 
den ſei, nachdem frühere Ermahnung fruchtlos geblieben; ſo an den Rath⸗ 
mann und Apotheker Schönborn zu Kanth. Der Redner verlieſt die Verfüs 
ung unter fortwährender Heiterkeit des Hauſes. Es geht aus derſelben 
hervor, daß der betreffende Wahlmann gewarnt wird, den „regierungsfeind⸗ 
lichen Candidaten für das Abgeordnetenhaus Wachler und d. Gablenz ſeine 
Stimme zu geben“ und im Falle des Zuwiderhandelns eine Disciplinarun⸗ 
terſuchung in Ausſicht geſtellt wird. ie Regierungsfeindlichkeit der beiden 
Candidaten wird in der Verfügung beſonders unter Berufung auf ein Er⸗ 
kenntniß des Obertribunals betont und ihre Wiederwahl mit den Berufs: 
pflichten eines Beamten für unvereinbar erklärt. 

Der Redner theilt ferner mit, daß der Praſes des koſtenbluter Veteranen⸗ 
Vereins einen Veteranen⸗FJeldwebel am 29. Okt., dem Tage nach der Wahl, 
deshalb entlaſſen habe, weil er ihm feine Stimme gegeben. Er (Redner; 
ſelbſt ſei 40 Jahre königlicher Beamter, unbeſcholten, geachtet im ganzen 
Kreiſe, wie er offen ſagen könne, und er frage, welchen Einfluß ein ſolches 


en fern zu halten. Der Fehler ſei eben der geweſen, daß man alle 


Verfahren in feinem eigenen Gerichtsbezirke, vor den — 5 einer Gerichts⸗ 


Eingeſeſſenen haben könnte? Wie es da mit der V — der Moral 
ſtehe, wenn heute der Bauer vom Landrath eine Verfügung bekomme, in 
welcher der Kreisgerichts⸗Direktor Wachler als „Königsfeind“ bezeichnet werde, 
und morgen eine Verfügung des Kreisgerichts mit der Unterſchrift „Wachler“, 
darüber wolle er in keine weitere Kritik eingehen, aber der Schaden ſel da und 
der Schaden au reparirt werden zur Erhaltung der Treue und gegen die be⸗ 
ſchworene Verfaſſung. Wenn man dies nicht wolle, jo ſchaffe man doch lie⸗ 
ber die ganze Verfaſſung ab, ſchaffe man ſich ſtatt des Abgeordnetenhauſes 
ein Steuer⸗Collegium, das auf alle Forderungen eingeht, ſtatt des Herren⸗ 
hauſes eine Hof⸗Aſſemblee an. Er ſelbſt halte an ſeinem Wahlſpruche feſt: 
„Thue Recht und ſcheue 5 (Bravo.) 

Abg. Schulze⸗Delitzſch: Die heutige Debatte habe eine große Bedeu⸗ 
tung; er hätte aber gewünſcht, daß der deut d derſelben nicht blos Br 
legentlich einer e zur Sprache gebracht worden wäre, ſondern ſich 
um beſtimmte umfaſſende Anträge gruppirt hätte, welche mit allen geſetlichen 
Mitteln dieſe Beeinfluſſungen bekämpfen ſollen. — Abg. Michaelis: Er 
conſtatire hiermit, daß der Minifter des Innern die 5 des Landraths 
v. Puttkammer als ein Mißverſtändniß bezeichnet habe. Cs verrathe 
aber doch einen erſtaunlichen Mangel an Disciplin, wenn ſolche Mißverſtänd⸗ 
niſſe überhaupt möglich ſeien. Die Maßregeln der Regierung untergrüben 
die alte preußiſche Selbſtſtändigkeit des preußiſchen Beamtenthums, dieſes 
Stücks preußiſcher Verfaſſung auf dem Wege des Mißverſtändniſſes. Das 
Ehrenamt der Scholzen werde ſogar in Mißkredit gebracht. — Redner erinnert 
an die Zeit, wo noch das ſchöne preußiſche Sprüchwort gegolten habe: Il y 
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à des juges à Berln. — Miniſter des Innern: Die Selbſtſtändigkeit 
der Beamten ſei durch die inneren Zuſtände im Lande untergraben; die Re⸗ 
gierung trage keine Schuld daran; die von dem Vorredner gemeinte Selbſt⸗ 
ſtändigkeit der Beamten mache das Regieren unmöglich. 

Abg. Wagener (Reuſtettin): Mit dem Vorgehen einzelner Un⸗ 
terbehbeden ſei er ebenfalls nicht einverſtanden; es hätte in dieſer 
Beziehung weniger geſchrieben und weit mehr gehandelt werden müſſen. 
Obo! links!) Man berufe ſich mit großer Emphafe auf die preußiſchen 

ichter, und lache dann wieder über ein Erkenntniß des höchſten Gerichts. 
Die Reg. würde wohlthun, wenn ſie die Entſcheidung der zur Sprache ge⸗ 
brachten Frage aus dem Gebiete der Parteipolitik heraus zur Entſcheidung 
der competenten Behörden brächte: die Herren würden ſich ſehr täuſchen, 
wenn ſie dort eine beſonders milde Interpretation erwarteten. Er ſelbſt ſei 
überraſcht geweien, als er von der ſtrengen Entſcheidung des königl. Ober: 
tribunals Kenntniß genommen. Die Herren beſtritten ihnen das Recht, ihrer⸗ 
ſeits alle zu Gebote 1 Mittel anzuwenden; ſie wollen nicht regierungs⸗ 
feindlich gemeint fein, obgleich fie 5 in dieſe Bezeichnung die größte 
Ehre ſetzten. Wo ſei die vielgerühmte Gleichheit? Sie, die Conſervativen, 
würden keinen Anſtand nehmen, in thun, was fie bisher, und zwar mit gu⸗ 
tem Recht gethan. Er 90 überraſcht geweſen, als er wahrgenommen, daß 
Herr Graf Schwerin ſich berufen gefühlt habe, gegen die Wahlmaßregeln der 
Regierung die erſte Lanze einzulegen. Man möge doch den Erlaß des gegen⸗ 
wärtigen Miniſters des Innern mit dem früheren des Grafen Schwerin ver⸗ 
leichen, und er glaube, man würde ſie einander ſehr ähnlich finden. (An⸗ 
altendes Gelächter.) 

Graf Schwerin habe ſich ſogar noch beſſer auf die Praxis verſtanden, 
wie mehrfache Beiſpiele bewieſen; er habe auf die Wahlen zweier Herren 
gegenüber ganz poſitiven Einfluß ausgeübt; er habe bei den Wahlen ſich 
cn nicht von Parteiprinzipien — von Prinzipien ſei er überhaupt nie ge: 
eitet worden, — ſondern von Zweckmäßigkeitsrückſichten beſtimmen laſſen, 
und habe es namentlich recht gut verſtanden, die Wünſche gewiſſer hoͤchſter 
Perſonen zu berückſichtigen. Er wolle die zwei Perſonen nennen, gegen de⸗ 
ren Wahl er den directeſten Einfluß geübt. Es ſeien die Herren Waldeck 
und Schulze⸗Delitzſch. Die Herren gegenüber wollten, wie es ſcheint, dem 
Beamten nur die Befugniß zuſprechen, gegen die Regierung zu agitiren, 
wenigſtens habe er in dieſer Beziehung noch keinen Tadel von jener Seite 
gehört. Es müſſe da bei den Bauern auch Verwirrung entſtehen, wenn der 
Kreisger.⸗Dir. und der Verwaltungsbeamte gegen die Regierung des Königs 
agitirten. Er beſchränke ſich auf dieſe wenigen Bemerkungen; er und ſeine 

eunde behielten ſich vor, ihre prinzipielle Stellung zu dieſer Frage aus⸗ 
ührlich zu erörtern, wenn der von dem Abg. Schulze (Berlin) in Ausfichy 
geſtellte umfaſſende Antrag, den ſie mit großer Freude erwarteten, zur Sprache 
kommen würde. (Bravo von den Feudalen, Ziſchen von links!] 

Abg. Dr. Waldeck: Der Miniſter des Innern habe geſagt, die gegen⸗ 
wärtige Lage ſei durch die Zuſtände herbeigeführt; aber woher rührten die 
Zustände? Abg. Wagener habe von Agitationen geſprochen, hier aber 
werde der Beamte für ſeine Abſtimmung in Anſpruch genommen. Es ſei 
auf den Spruch hingewieſen: „es giebt noch Richter in Berlin.“ Zur Zeit 
dieſes Spruches gab es Richter ſo gut wie heute, aber damals gab es keine 
Disciplinarhöfe in Berlin (ſehr wahr!). Durch das Disciplinargeſetz ſei der 
traurige Fall herbeigeführt, daß der Richter als Nichtrichter fungiren müſſe. 
Dafür müſſe nun auch jeder Abgeordnete als Richter fungiren, und das aus 
Volkswahlen hervorgegangene Haus müſſe dergleichen Dinge ſtigmatiſiren; 
das ſei der Zweck, warum geſprochen werde. (Beifall.) — Abg. Graf Schwer 
rin: Er brauche wohl nicht auf den Unterſchied zwiſchen dem Wahl⸗Erlaß 
des Herrn Miniſters des Innern und dem ſeinigen einzugehen (Ruf: nein, 
nein!), eben jo wenig auf den Vorwurf, daß er nicht nach beſtimmten Prin⸗ 
zipien verfahren ſei. Er berufe ſich auf das öffentliche Urtheil. Nur auf 
einen Irrthum wolle er aufmerkſam machen. Abg. Wagener habe immer ge⸗ 
ſagt: „wenn Sie, m. H., wählen, warum ſollen wir es nicht thun?“ Nie⸗ 
mand ſei es eingefallen, das Recht dem Abg. a zu machen, er möge 
mit allen ihm zu Gebote ſtehenden Mitteln wäblen, und wenn er damit das 
Land auf ſeine Seite bekomme, ſo trete er (Redner) gern zurück. (Beifall.) 
Es handle ſich darum, daß man die königl. preuß. Beamten in ihrer amt: 
lichen Eigenſchaft genöthigt habe, ſich an die Spitze einer 299 For Par⸗ 
tei zu ran Das jei das Schlimmſte, was im preuß. Staate geſchehen ſei. 

a 


eifall. 

Abg. v. d. Heydt: Der Abg. Waldeck habe gefragt, wem man den bud⸗ 
getloſen Zuſtand zu verdanken habe. Wenn man die Schuld allein der Re⸗ 
ierung zuſchreibe, jo könne er dem ſchweren Vorwurfe nicht beitreten, der⸗ 
elbe würde nur dann begründet ſein, wenn die Regierung des Königs ver⸗ 
pflichtet wäre, einem jeden Budget zuzuſtimmen, auch wenn die Regierung 
es nicht für thunlich erachte. Dies brauche die Regierung aber nicht. Er 
beklage nicht minder, wie der Abgeordnete, den gegenwärtigen Zuſtand; nach 
ſeiner Meinung habe jeder das dringendſte Ile de; ſo bald als möglich 
ein Ende dieſes Zuſtandes herbeizuführen. Dieſes Ende werde aber ſeines 
Erachtens nicht erreicht, wenn dem Miniſterium allein die Schuld beige⸗ 
meſſen werde. Seines Erachtens müſſe Jeder, ſo viel an ihm liege, dahin 
wirken, daß dieſer unerwünſchte uc ein Ende erreiche. 

Abg. v. Vincke⸗Olbendorf: Der Herr Miniſter habe den Vorwurf 
zurückweiſen zu müſſen geglaubt, den ihm Graf Schwerin gemacht habe, daß 
das gegenwärtige Miniſterium den Zwieſpalt ins Land geſchleudert habe! 
Graf Schwerin habe demſelben nur vorgeworfen, daß es die unrichtige De⸗ 
viſe für den Wahlkampf — habe: „Königstreu und königs⸗ 
. das ſei das eigentlich Beklagenswerthe. Die conſervative Partei 

efände ſich übrigens in einem eigenthümlichen Conflict mit ihrer Vergangenheit; 
unter dem Miniſterium Auerswald habe es dieſelbe durchaus nicht für kö⸗ 
nigsfeindlich gehalten, wenn königl. Beamte gegen daſſelbe opponirt hätten. 
Er meine, es ſeien Selbſtſtändigkeit der Anſichten und Treue gegen den Kö: 
nig durchaus nicht unvereinbar. Er halte dafür, daß die Grundſätze, zu des 
nen ſich das gegenwärtige Miniſterium bekenne, nicht diejenigen ſeien, welche 
den preußiſchen Staat groß gemacht hätten (Sehr richtig.); das ſei ſeine feſte 
Ueberzeugung, und wenn er anders ſtimmen ſolle, als dieſe Ueberzeugung 
ihm gebiete, ſo würde er ſich nicht für königstreu halten können. 

Er halte ſich für keinen Feind des Königs, wohl aber die, welche alle 
Mittel aufbieten, um Se. Majeſtät den König in dem Irrthum zu erhalten, 
als ob die öffentliche 1 N des Landes nicht durch das Haus der Ab⸗ 
geordneten repräſentirt, als ob das Volk durch Umtriebe in ſeinen Begriffen 
verwirrt und irregeleitet ſei. (Qebhaftes Bravo.) Wollte ich nicht dazu bei⸗ 
tragen, daß jener Irrthum ſchwinde, ſo würde ich meiner Treue gegen Se. 
Majeſtät den König zu fehlen glauben (lebhaftes Bravo) und ſollte mich 
Jemand deswegen für treulos gegen Se. Majeſtät den König erklären, ſo 
weiſe ich dies als eine Beleidigung zurück. (Lebhaftes Bravo.) — Referent 
Lette erklärt, daß es nicht in feiner Abficht liege, auf dieſe Discuſſion weis 
ter einzugehen, womit dieſer Gegenſtand verlaſſen wird. 

Es wird der Ruf nach Vertagung laut, der Präſident ſtimmt bei; er er⸗ 
ſucht die Abtheilungen, morgen zur Wahl der acht von der Geſchaftsordnung 
bezeichneten Commiſſionen und dieſe zu ihrer Conſtituirung zuſammenzutreten. 
Auf die Tagesordnung der morgigen Sitzung ſetze er die Fortſetzung der 
Wahlprüfungen und die Schlußberathung über den in der Sitzung vom 11. 
eingebrachten Antrag des Abg. Dr. Lowe (Dortmund), da ſonſt der Zweck 
deſſelben, die Aufhebung des gegen die Abgg. Barre und Dr. Freeſe am 16. 
zu Lübbecke anſtehenden Termins au verlangen, verfehlt werden würde. Ge: 
gen dieſe Abweichung von der Ge N antener erhebt ſich kein Widerſpruch. 
— Schluß der Sitzung gegen 3% Uhr. Nächſte Sitzung: morgen 12 Uhr. 


Berlin, 13. Nov. [Amtliches.] Se. Maj. der König haben 
allergnädigſt geruht: Dem Geheimen Juſtiz⸗ und Appellationsgerichts⸗ 
Rath Haſſel zu Hamm den rothen Adlerorden zweiter Klaſſe mit 
Eichenlaub, dem Regierungs⸗Kanzlei-Inſpector Pohle zu Koblenz den 


rothen Adlerorden vierter Klaſſe, dem Schullehrer Schmalenbach 


zu Drabenderhöhe im Kreiſe Gummersbach, den Schullehrern und 
Küſtern Petermann zu Schönberg im Kreiſe Saatzig und Winter 
zu Zitzmar im Kreiſe Greifenberg, Regierungs⸗Bezirks Stettin, fo wie 
dem Maſchinenmeiſter Witte zu Schloß Babelsberg, dem Kreisgerichts⸗ 
boten, Executor und Gefangenenwärter Carl Heinrich Hoebel zu 
Pretzſch und dem Salzwärter Schmidt zu Rawitſch im Kreiſe Krö⸗ 
ben das allgemeine Ehrenzeichen zu verleihen; ferner den Kreisgerichts⸗ 
Director Kaeſtner zu Belgard in gleicher Eigenſchaft an das Kreis⸗ 
gericht in Stolp zu verſetzen, und den Regierungs⸗Aſſeſſor Friedrich 
Joachim v. Alvensleben auf Eimersleben, zum Landrathe des 
Kreiſes Neuhaldensleben, im Regierungs⸗Bezirke Magdeburg, zu er⸗ 
nennen. 


„An Stelle des verſtorbenen Vice⸗Conſuls A. Thomſon in Aberdeen 
iſt der dortige Kaufmann J. F. White zum Vice ⸗Conſul daſelbſt beſtellt 


worden. 

Berlin, 13. Novbr. [Seine Majeſtät der König] find 
8 Abend halb 10 uhr im beiten Wohlſein von Wittenberge mit: 
"it Extrazuges hierher zurückgekehrt. Allerhöchſtdieſelben empfingen 
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heute im hieſigen königl. Palais den Miniſterpräſidenten und darauf 
den kaiſerlich franzoͤſiſchen Botſchafter, Baron v. Talleyrand⸗Perigord, 
in beſonderer Audienz. 

Se. Majeſtät nahmen den Vortrag des Kriegs- und Marine⸗Mi⸗ 
niſters, General⸗Lieutenants von Roon, des General-Adjutanten, Ge⸗ 
neral⸗Lieutenants von Alvensleben II., und des Oberſtlieutenants von 
Vegeſack entgegen und empfingen im Beiſein des Commandanten, Ge⸗ 
neral⸗Lieutenants v. Alvensleben I., den General⸗Major v. Glisczynski, 
die Oberſten v. Boſe und Minameyer und den Major v. Zaluskowski. 
Nachmittags fuhren Allerhöchſtdieſelben nach Schloß Babelsberg und 
begaben Sich zum Diner nach Sansſouci. (St.⸗A.) 

[Se. k. H. der Kronprinz] gedenkt, dem Vernehmen nach, 
heute Abend zu einem Beſuch Ihrer Majeſtät der Königin nach Koblenz 
abzureiſen und ſich von dort wieder nach England zu begeben. Die 
Rückkehr der kronprinzl. Herrſchaften von dort ſteht Ende des Monats bevor. 

Berlin, 13. Nov. [Geppert +.] Der Syndikus der hieſigen 
Kaufmannſchaft, der bis in die weiteſten Kreiſe hinein gekannte Geh. 
Juſtizrath A. Th. Geppert, iſt vorgeſtern Abend nach längerer Krank⸗ 
heit verſchieden. Es erregt dieſer Fall namentlich in den kaufmänni⸗ 
ſchen Kreiſen große Theilnahme, da der Tod ihn in der vollen Kraft 
des Mannesalters hingerafft und in ihm eine Autorität für die ſtrei⸗ 
tigen Fragen, namentlich auch des Handelsrechtes, hinweggenommen hat. 

[Steckbriefe] Der „Staats⸗Anz.“ enthält die Steckbriefe gegen 
Joſeph v. Zablocki aus Chwalencinek und Boleslaus v. Czapski 
wegen „vorbereitender hochverrätheriſcher Handlungen.“ 

Dülken, 12. Novbr. [Verwarnung.] Der Redaction des 
„Sprechers am Niederrhein“ ging unter'm 9. d. M. nachſtehende Ver⸗ 
warnung zu: 

„Das in Ew. Wohlgeboren Vexlage erſcheinende Blatt: „Der Sprecher 
am Niederrhein“ beobachtet bereits ſeit längerer Zeit eine die öffentliche Wohl⸗ 
fahrt gefährdende Haltung. Der Artikel „Berlin den 13. Oktober d. J.“ in 
Nr. 84 vom 18. eſd. läßt das Beſtreben nicht verkennen, einen im „Staats⸗ 
Anzeiger“ veröffentlichten Erlaß des Herrn Miniſters des Innern Excellenz 
in ſchmähender Weiſe dem Haſſe auszuſetzen und den öffentlichen Frieden 
durch Aufreizung der Angehörigen des Staates gegen einander zu gefährden. 
Dieſe letztere Tendenz verfolgt in gleicher Weiſe der Leitartikel in Nr. 85 
vom 22. v. Mts. mit der Ueberſchrift: „Die Wahl und die Militärfrage“; 
während der Leitartikel in Nr. 87 vom 29. v. Mts. „Die Wahlen und Preu⸗ 
ßens Machtſtellung“ in gehäſſiger Darſtellung dahin wirkt, die Maßnahmen 
der königl. Staatsregierung der Verachtung preiszugeben. Mit Rückſicht auf 
die allerhöchſte Verordnung vom 1. Juni d. J., betreffend das Verbot von 
Zeitungen und Zeitſchriften, finde ich mich hiernach veranlaßt, Ihnen eine 
Verwarnung im Sinne des $ 3 J. o. zu ertheilen. Düſſeldorf, den 5. No: 
vember 1863. Der Regierungspräſident v. Maſſenbach.“ 

Oeſterrei ch. 

Wien, 13. Noobr. [Der europäifhe Congreß.]. Die 
„Preſſe“ ſchreibt: Verläßlichen Nachrichten zufolge ſchweben ſeit Einlau⸗ 
fen der napoleoniſchen Einladungsſchreiben zwiſchen den Cabineten von 
Wien, Berlin, London und Petersburg wichtige Unterhandlungen, welche 
der kurz gemeſſenen Zeit wegen auf telegraphiſchem Wege geführt wer⸗ 
den. Vom Kaifer von Oeſterreich ſoll, wie gerüchtweiſe verlautet, eine 
vorläufige Antwort an den Kaiſer der Franzoſen abgegangen ſein, 
welche jedoch in keiner Beziehung definitiv wäre. Wie wir hören, be: 
wegt ſich die Unterhandlung um den Entwurf einer faſt identiſchen 
Antwort auf den napoleoniſchen Congreß⸗Vorſchlag durch die Höfe 
von Wien, Berlin, London und Petersburg. Jede der vier Mächte 
würde dem Kaiſer der Franzoſen Glück wünſchen zu dem außerordent⸗ 


lichen Vorſchlage, deſſen Initiative er ergiffen, denſelben im Prinzipe] ran 


annehmen, aber eine deſinitive Vuſage für den Augenblick vorbehalten, 
wo auf dem gewöhnlichen diplomatiſchen Wege das genaue Programm 
der Congreßverhandlung feſtgeſtellt fein würde. (S. das Telegramm 
im heutigen Morgenblatt.) 


Nuß land. 12 

Petersburg, 7. Nov. [Auf dem Landtage zu Helſing⸗ 
fors] iſt eine Petition eingegangen über allgemeine Militärpflchtigkeit, 
um, wie es in dem Motive heißt, „den Bauern die jetzt nur auf 
ihnen laſtende Blutſteuer zu erleichtern.“ Ein Herr Weißemberg hat 
folgende Vorſchläge gemacht: 1) die ruſſiſchen Telegraphen im Groß⸗ 
fürſtenthum anzukaufen oder eine neue Linie zu errichten, die alle 
Seeſtädte zu verbinden habe; 2) die Vertretung des Adels in der 
Weiſe abzuändern, daß die Deputirten im Kreiſe des Adels gewählt 
werden; 3) die Adelsvorrechte abzuſchaffen, mit Ausnahme des Rechtes 
der ſtändiſchen Vertretung. Dieſe Petition wurde vertagt. 

St. Petersburg, 12. November. Das geſtrige „Journal de 
St. Petersbourg“ erhebt ſich gegen einen Artikel des „Nord“, worin 
Rußland eine revolutionäre Politik in Ungarn, ſowie eine feindſelige 
Politit gegen England in Aſien zugeſchrieben wird. Das „Journal“ 
ſagt: Rußland werde weder in der Nähe noch Ferne das Prinzip der 
Ordnung verletzen, für das es oft genug Achtung bewieſen; in Aſien 
könnten ſich Rußland und England wechſelſeitig unterſtützen, und ſie 
hätten keinen Grund, ihre gegenſeitigen Einffüſſe zu vernichten. 

(Tel. d. Dresd. Journ.) 
Dsmanifches Reich. 

Konſtantinopel, 6. Nov. Vom 16. angefangen werden die 
Coupons der Conſolides nur hier und nicht mehr in Paris und Lon⸗ 
don bezahlt. Nachrichten aus Tiflis melden, daß die Ruſſen auf dem 
kaspiſchen Meere kriegeriſche Vorbereitungen treffen. (Tel.) 


Breslau, 14. Novbr. [Diebſtähle.] Geſtohlen wurden: Schweid⸗ 
nitzer⸗Straße Nr. 53 drei Packete, Muſikalien⸗Kataloge enthaltend, Katalog 
3, Maat 29—32 und 57—60; neue Junkernſtraße Nr. 13 eine ſilberne 
Kapſeluhr. \ 

Verloren wurden: ein großer Damenpelzkragen von Biſam; ein Me: 
daillon mit goldnem Reif, ſchwarzer Emaille und auf der einen Seite mit 
Perlen 3 — ein Damen⸗Portrait enthaltend. - 

Eingefangen wurde; eine Henne, 5 

Eingefunden haben ſich in dem Gehöft Gartenſtraße Nr. 34 zwei grau⸗ 
gefiederte Gänſe. 


Gefunden wurden: ein mit ſchwarzwollenem Stoff überzogener Regen⸗ Früh 


ſchirm; ein großer Schlüſſel; ein Geſindedienſtbuch, auf den Namen Karo: 
line Finger lautend; ein Paar neue hellfarbene Glace⸗Handſchuhe; eine 
Brieftaſche, enthaltend verſchiedene Briefe und eine auf Herrn Brinnitzer in 
Lampersdorf lautende Rechnung; ein Buch betitelt „der alte Vinke von W. 

„v. Horn“; ein Gebetbuch für katholiſche Kinder von Michael Sintzel; 
ein ledernes Geldtäſchchen. (Pol.⸗Bl.) 


Schweidnitz, 11. Nov. [Rücknahme.] Wie früher gemel⸗ f 


det, war 8 Correctionshaus⸗Beamten wegen ihrer Abſtimmung bei 
den Wahlen zum 1. Februar 1864 gekündigt worden. Geſtern iſt, 
wie die „Sp. Z.“ meldet, die Kündigung wieder zurückgenommen worden. 


= Oppeln, 13. Nov. Mit dem heutigen Frühzuge traf hier⸗ 
ſelbſt Se. Greellenz der Herr Ober⸗Präſident v. Schleinitz ein und 
wohnte um 10 Uhr einer Plenar⸗Sitzung des Regierungs⸗Collegit bei, 
nahm auch hierauf an der um 11 Uhr anberaumten Disciplinar⸗ 
Unterſuchung wider einen Schullehrer aus dem Kreiſe Koſel Theil. 
Dem Vernehmen nach iſt gegen denſelben auf Amtsentſetzung er⸗ 
kannt worden. Se. Excellenz ſetzte mit dem Nachmittagszuge feine 
Reife nach Oberſchleſien fort, bis Kandrzin begleitet von dem Herrn 
Regierungs⸗Präſidenten Dr. v. Viebahn, welcher ſich nach Ratibor 
begiebt und Montag hierher zurückzukehren gedenkt. 


Breslau, 14. Nov. [Waſſerſtand.] O.⸗P. 18 F. 6 3. U.⸗P. — F. 10 3. 
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Meteorologiſche Beobachtungen. 


' and bei 0 Grd. Luft⸗ Wind: 

eee a ER er u TR 

tur der Luft nach Reaumur. | rometer, ratur. Stärke. 

Breslau, 13. Nov. 10 U. Ab.] 335,82 | 2,2 SO. 1. Veränderl 
14. Novbr. 6 U. Mrg.] 335,77 43,4 W. 0. Trübe. 


. Courſe und Börſen⸗Nachrichten. 
Paris, 13. Nov., Nachm. 3 Uhr. Die Börſe eröffnete in feſter 
Haltung, wurde aber dann matter. Das Geſchäft blieb gering. Credit⸗ 
Mobilier angeboten. Conſols von Mittags 12 Uhr waren 91/4 einge⸗ 
troffen. Schluß⸗Courſe: Zproz. Rente 67, 35. Italien. 5proz. Rente 
72, 75. Italien. neueſte Anl. —. Zprz. Spanier —. pri. Spanier 48. 
Oeſterr. Staats⸗Eiſenb.⸗Aktien 408, 75. Credit⸗Mobilier⸗Aktien 1106, 25. 
Lombard. Eiſenbahn⸗Aktien 536, 25. a 

London, 13. Nov. Am 3. war in Newpork der Wechſelcours auf London 
160— 161, das Goldagio 46%, Baumwolle 81—83, der Disconto 7 . 

Nach dem neueſten Bankausweiſe beträgt der Notenumlauf 21,424,825, 
der Metallvorrath 13,460,765 Pfd. St. i 

Der Dampfer „La Plata“ ift mit der Poſt aus Rio de Janeiro in 
Southampton eingetroffen und tg 1,397,998 Dollars an Contanten. 
— Der Poſſdampfer „Scotia“ mit 160,363 Doll. an Contanten hat newyorker 
Nachrichten vom 4. d. in Cork abgegeben. 5 a 

Wien, 13. Nov., Nachm. 1244 Uhr. Spekulationspapiere matt. 2 
Metalliques 74, —. per Metalliques 65, 75. 1854er Looſe 91, — 
Bank⸗ Aktien 776, —. Nordbahn 164, 10. National⸗Anlehen 80, 40. 


Credit⸗Aktien 181, 40. Staats⸗Eiſenbahn⸗Aktien⸗Cert. 183, 50. London 
115, 90. Hamburg 87, 10. Paris 45, 80. Gold —. Böhmifhe Weſt⸗ 
he Il —, Neue Looſe 136, 70, 1860er Looſe 94, 50. Lomb. Eiſen⸗ 
bahn 248, —. 3 
Frankfurt a. M., 13. Nov., Nachm. 2% Uhr. ine fteigend, 
ſchloß die Börje etwas matter. Böhmiſche Weſtbahn —. Finnl. Anl, — 
Schluß⸗Courſe: Ludwigshafen » Berbab 138. Wiener el . 


Darmſt. Bank⸗Aktien 218. Darmſt. Zettel⸗Bank 250%. öproz. Metalliques 
61%. 4 Kprozentige Metalliques 54. 1854er Looſe 7674. Oeſterreichiſche 
National⸗Anleihe 66%, Oeſterr.⸗Franz. Staats⸗Eiſenb.⸗Attien —. Oeſter⸗ 
reichiſche Bankantheile 778. Oeſterreich. Credit⸗Aktien 181. Neueſte dfler- 
n Eliſabetbahn —. Rhein⸗Nahebahn 26%. 
Heſſiſche Ludwigsbahn x : a 
x N 13. Nov., Nachm. 2 Uhr 30 Minuten. Borſe ruhig bei 
matter Stimmung. Petersburger Wechſel ganz nominell. London matter, 
andere Valuten mäßig zu laſſen. Wetter kalt und neblig. Schluß⸗Courſe: 
Nationals Anleihe —. Oeſterreich. Credit⸗Aktien 76%. Vereinsbank 104%. 
. 1 905 e 95%. Nordbahn 58. Disconto 6. Wien 
9, 75. Petersburg? r. £ 
a 13, 350 [Getreidemarkt.] Weizen loco feſt, 5292 

ab Dänemark geſucht und feſter, Peri Fehmarn 128 —129pfo. 92 Thlr. 
bezahlt. Roggen unverändert. el loco und pr. Novbr. 24%, 
ſollz cher Teer, J fl 
ſchloß eher feſter. ink ſtille. N 

Liverpool, 13. Nop. [Baumwolle.] Wochenumſatz 33,070 Ballen. 
Middling Orleans 150 Upland 28, Surate 18— 274. . 

Amſterdam, 13. November. Getreidemar kt (Schlußbericht). Weizen 
5 31. böber. Roggen 2, Terminroggen % a theurer, Raps November 
66%, April 68 ½. 38%. 


Rüböl Nov. 38, April 


Berliner Börse vom 13. November 1803. 


Elsenbahs-Stamm A0tien. 
Dividende pre 1861 1882 Et. 


Fonds- und éela-Course. 
Freiw. Staats-Anl. . . 4% 


et nr Aachen-Düsseld.] 3%, 34 1314,88" 
dito 1854 Aachen-Mastrich| 0 | 0 4 
dito 185514 Amsterd-Rottd. 5 6 
dito 1856 Berg -Märkische | 6%] 6 
dito 185714 Berlin-Anhalt,..| 8%] 8 
dito 186914 Berlin-Hamburg 6 | 6 
dito 18653 Berl.-Potad.-Mg. 11  |14 
ztaats-Schuldschein — %% Yan 1A 
5 4.8 8, 4 
F ANSEHEN: rg K) 
1 Cosel-Oderberg. | 0 4 
S Posen sche lg men dito St.-Prior.) — | — 4% ' 
EN 36 —— — dito dito — — 5 
2 / dito neue. 4 Ludwgash.-Bexb, 9 
* esische. .... agd.-Halberst. 22% 125% 
Kur- u. Neumärk.|4 Magd.-Leipzig. 17 |17 
3 Fommersche Magd.-Wittenbg.| 1, 1 
8 225 Mainz-Ludwgsh.| 1 | 7 
£ }Posensche...... 
S /Preussische...... Meckleuburger. .| 2%| 2 
Eee ik FEAR 
© Sächsische Niedrschl.Zweb.| 1% 
2 Schlesische. Nord., Fr.-Wilh.“ 3 3 
Louisd’or 110%, bz. Oedt Bankn. 5 bz. berschles, | 72,1 
®oldkronen#.7@. |Poln Bankn. 84%, b z. dito B. 7% 10 
i IT 
Ausländische Fonds. dito 0 01 
esterr. Metalliques- s 63% B. Date we DI ER TE 
dito Nat-Anl. % 69 a 68% bz. n 2% 
dito Lott.-A. v. 50 s 81% 4 80%, ba. e 
dito Ser Pr.-A. ( 79 Bl. dito 8 1 Fr 8 |6 6 
Ne Rhein-Nahebahn| 0 | — 4 122% bz 
rn ee 561% e 85% da. Rhr.Crt.K.Gich. | 31 J % — — 
440 Fon sch.öb.h "In 2 Stargard-Posen | 4, | 6, 4 5 
poln. Pfandbr...... 4160 erütE Thüringer 6% 79,4 128 be. 
1051 4 960 Fi br * B 
Poln. Fl. 3 . 8 8 
dito 3 300 Fils 87 B. Bank- und Industrie-Papiere 
dito à 200 Fl. — |22% @, Berl. Kassen-V. | 548] 55204 N 
Kurhess. 40 Thlr. . . 5 ½ etw bs Brauuschw. B. | 4 |A 4 72 etw. b. 
Baden. 35 Fl. Loose. — ]30 etw, ba. Brei 1 61 
Eisenbahn-Prioritäts-Aotien. Darmat. Zettelb. 9 f 
Gerg.-Märkische . 04 Lu Geraer Bank. . ö] 7% 4 
dito 1. 40100 bz Gothaer „ 454 „ds. 
0 68 ½ 4 99 bz Hannoversche B. 44] 5 
dito IILv. St. 36% %1 ö. Hamb. Nordd. B. 64 
Cöln-Minden. . «- 101 0 „ Veteins-B. * Sl 4 
dito e e e Königsberger B. 4 
dito ES Luxemburger B. 10 |10 4 
dito 15. — Magdeburger B. Fi 780 
6, wall e vu Ff e Ay] On 
> 1 2. uss. k- 
Cos.-Oderb. (W 9 — — — Thüringer Bank * 3 4 
a e — Weimar „ẽ 45 4 5 
wee eee e | 107% hau. 
eo vi 195% ba Berl. Hand.-Ges, 5 | 9 4 2.0.6: 
—— — 2 . Dart 8 % „ Ne 
0 4 Darmstädter * 
e ton Dead. $ | Ta Ian 
Ne x ze: a 
re 2 2 — iu — ee Credb.A. a — 4 N et. a5 Ab 
0 B... 8 Leipziger ala x 
— 5 g * 5E — — eee 3 1 15 N 
+..)8% 152 bs. oldauerLda.-B. 1 4 r. 
dio F.. 1465 6 Oesterr.Oredb.A. 7 31 d 
Oest. Franz. 453 b Schl. Bank-Ver. 6 |6 100% Kigkt- 
Oest. südl. St. B.. 253 bz 
Ubein 2 St. gar. . 4% — Miner ra 9 — e 
Rhein.-Nahe-B. gar. 4% % @ Fhr.v.Eisenhbäf. 64 — 


# Beeblan, 14. Hot, Wr: Hort, Meter: übe, Lhermönkt 
Kaufluſt. 


Weizen blieb gut beachtet, pr. 84 Pfd. weißer 5 Sgr., gelber 50 
—63 Sgr, feinſte Sorten über Notiz bezahlt. — Roggen behauptet, Pr. 
84 Pfd. 40—43—46 Sgr. — Gerſte nur in feinſter Waare ſchwach g 


ruhig, pr. 50 Pfd. 26 — 29 Sgr. — Erbſen wenig beachtef. — Wigen 
ehlen. — Schleſiſche Bohnen gefragt. — Sqhlaglein, ftilles Geſchäft. 
— Del es feſter. > Rapstugen preishaltend, 49—53 Sgr. 
pr. Ctnr. N 
Sor. pr. Säfl. Sgr. pr: Sc. 
Weißer Weizen 56086 Widen 418 50 
Gelber Weizen . 52—58—63 Sgr. pr. Sad 10 ff. 18195 
Gen 40 —4—40 Schlag⸗Leinſgat. ... 165-185 117 
Gerſte . 30—35—39 Winter⸗Raps 186-2087 504 
17 2 . 26 —27—29 Winter⸗Rübſen 1 195 172: 
Diebe. SR 48—52—56 Sommer⸗Rübſen. . 155—165—. 


Kleeſaat ſchleppendes Geſchäft, rothe etwas feſter, 911K 
bis 167 Tol ei 11—13—17—19 Thlr. pr, Ctr. 
Thymothee AR Thlr. pr. Centner. 1 Sgr. 
f e e en ec Ba TE 
ohes dl pr. Ctr. loco und November „ pr. 
11% Ulr. Spiritus pr. 100 Quart à 80 % Tralles loco und 
13% Thlr., Frühjahr 14% Thlr. x 


Verantworllicher Nedarteur: Nr, Stein. 
Drud von Grab, Barth und Comp. (W. drei in Breslau. 


pr. 
uder wurde letzte Woche 8—12 Sch. höher bezahlt, | 


